
SollendieSchweizerdieSelbstbestimmungs-Initiativeannehmen?
Völkerrecht Die Volksinitiative «Schweizer Recht statt fremdeRichter» der SVP verlangt, dass die Bundesverfassung demnicht
zwingendenVölkerrecht vorgeht.Widersprechende internationale Verträge sollen neu verhandelt oder gekündigt werden.

Contra

DieSchweizunddasVölker-
recht sindwieRogerFederer
unddieweltweiteTennis-
Tour.Das sollte vor Augen
haben, wer am 25. November
über die Selbstbestimmungs-In-
itiative, welche gegen das
Völkerrecht Stimmungmacht,
abstimmt. Roger Federer wäre
ohne internationale Tennis-Ver-
träge nicht 20-facherGrand-
Slam-Champion, sondern nur
Baselbieter Interclub-Spieler.
Auch die Schweiz verdankt ihre
Rolle als wirtschaftlicher Global
Player einem tragfähigen
Vertragsnetz fürHandel und
Investition. Das Völkerrecht
kann noch vielmehr: Es sichert
Freiheitsrechte, koordiniert
Handy-Netze und erleichtert
die Verbrechensbekämpfung. In
der Schweiz ist Völkerrecht
zudemdemokratisch abgestützt
– wie das Landesrecht. Für uns
Schweizer ist klar, dass wir
Verträge einhalten und das von
andern erwarten. AuchRoger

Federermacht nicht plötzlich
drei Aufschläge. Natürlich reibt
man sich auchmal an interna-
tionalen Verträgen. Für solche
– in der Praxis seltenen – Kon-
flikte gibt es gute Rezepte:
Erstens nur nutzenbringende
Verträge eingehen. Zweitens
das Völkerrecht noch stärker
demokratisch abstützen. Drit-
tens darauf achten, dass sich
internationaleGremien an ihren
Auftrag halten. Viertens eine
Regel einführen, wonach Ver-
fassungs- undGesetzgeber in
Ausnahmefällen durch aus-
drücklichen Entscheid einen
Konflikt in Kauf nehmen kön-
nen. Und fünftens kannman
einen Vertrag kündigen – aber
mittels bewussten Entscheids.
Für solche Ansätze habe ich
mich imParlament engagiert.

DieSelbstbestimmungs-Ini-
tiative aber ist einuntaugli-
chesRezept. Sie strotzt vor
Widersprüchen undUnklarhei-

ten. Ironischerweisemüssten
ausgerechnet die gescholtenen
Parlamentarier undRichter
über ihre Bedeutung entschei-
den. Es gibt zwei Szenarien:
Entweder passiert bei Annahme
wenig, dochwerden die Initian-
ten dies als «Verrat» durch
Parlament undGerichte bewirt-
schaften. Oder aber es passiert
wirklich etwas, undwir kündi-
gen die Personenfreizügigkeit
oder die EuropäischeMen-
schenrechtskonvention. Beide
Szenarien lehne ich ab und stim-
meNein. Damit die Schweiz so
international und zuverlässig
bleibt wie Roger Federer.

Andrea Caroni
Ständerat (FDP/AR)

Pro

InderdirektenDemokratie
kannsich jeder einbringen,
alledürfenmitreden.Der
obersteGesetzgeber ist das
Volk! Diese Selbstbestimmung
hat unsWohlstand, Frieden und
Stabilität gebracht.Wenn ich die
aktuellen Volksinitiativen
anschaue, bestätigt sichmein
Bild, dass unsere Volksrechte
rege und von allen politischen
Seiten genutzt werden. Parteien
aller Couleur, Verbände und die
Zivilgesellschaft nutzen die
Volksrechte und sind damit auf
das Funktionieren der direkten
Demokratie angewiesen.

DieSelbstbestimmungs-Ini-
tiative ist daherkeineFrage
von linksoder rechts, sondern
vielmehr, obwir inZukunft
selberüberunserePolitik
entscheidenwollen.Dawird
es künftig umDeregulierungs-
undGewerbepolitik sowie auch
Umwelt, Tierschutz undGen-
tech gehen. Die Frage ist,

wollenwir in Zukunft unsere
eigenen Standards setzen
können und unser Zusammen-
leben selber bestimmen? Ich
denke Ja. Es darf nicht sein, dass
wir als Gemeinschaft Dinge
beschliessen, die dann von
Bundesrat und Parlament
verwässert oder gar nicht
umgesetzt werden, nur um
internationalenOrganisationen
zu gefallen und im internationa-
len Rampenlicht zu stehen. Dies
schafft nicht nur Frust in der
Bevölkerung, sondern auch
Rechtsunsicherheit.

UnsereBundesverfassung
wurdebis 2012als oberste
Rechtsquelle angesehen, bis
dasBundesgericht entschied,
internationalesRecht stärker
zugewichtenalsdenWillen
desVolkes.Dieser Untugend
wirdmit der Selbstbestim-
mungs-Initiative ein Ende
gesetzt. Die direkteDemokratie
schafft eine breite Akzeptanz in

derGesellschaft und gewähr-
leistet eine langfristige Perspek-
tive. Unsere Bundesverfassung
enthält aufgrund der breitenAb-
stützung in der Bevölkerung
und der langfristigen Ausrich-
tung denweltweit strengsten
Menschenrechtsschutz.Min-
derheitenwerden in der
Schweiz eingebunden. Die
Freiheit des Einzelnen und der
Gemeinschaft stehen bei uns an
oberster Stelle. Diesen Schutz
und diese Freiheit will die
Selbstbestimmungs-Initiative
erhalten. Deshalb sage ich Ja zur
direktenDemokratie und Ja zur
Selbstbestimmung.

VerenaHerzog
Nationalrätin (SVP/TG)

Flickwerk Bundesverfassung: Die SVP will die Verfassung über internationales Völkerrecht stellen. Bild: Benjamin Manser (Sevelen, 18. Juli 2018)

SeilziehenumSelbstbestimmung
Abstimmung Die SVP erhofft sich durch ihre Selbstbestimmungs-Initiative einewortgetreueUmsetzung ihrer Initiativen, die

Gegnerschaft sieht dieMenschenrechte bedroht. Die Antworten auf die siebenwichtigsten Fragen.

Yann Schlegel

VorwelchemHintergrundent-
standdieSelbstbestimmungs-
Initiative?
Mit der Ausschaffungs-Initiative
wollte die SVP, dass Ausländer
wegen bestimmter Vergehen
«ohne Wenn und Aber» ausge-
schafftwerden.DieVorlage fand
in der Schweiz eine Mehrheit,
stand jedoch imWiderspruchzur
Europäischen Menschenrechts-
konvention (EMRK). Demnach
muss in jedem Fall einzeln ge-
prüftwerden, obdieAusweisung
zumutbar und verhältnismässig
ist. Das Bundesgericht urteilte
2012 ineinemAusschaffungsfall,
dass das Völkerrecht der Verfas-
sungsbestimmung zur Initiative
vorgehe.DieSVPmöchtediesmit
derSelbstbestimmungs-Initiative
ändern. Sie vertritt den Stand-
punkt, internationales Recht be-
einflusse das Schweizer Recht
zunehmend und verwässere
Volksentscheide. Die Ausschaf-
fungs-Initiative, die lebensläng-
liche Verwahrung von Sexual-
straftätern und die Einwande-
rungs-Initiative: Viele der durch
die SVP angestossenen Initiati-
ven bereiten dem Parlament bei
derUmsetzungSchwierigkeiten,
da sie nichtmit demVölkerrecht
vereinbar sind. Als Folge bilden
die Gesetze die Verfassungsbe-
stimmung nur teilweise ab. Der
Volkswille werdemissachtet, ar-
gumentiert die SVP.

Was bezweckt die SVP mit
ihrer Initiative?
Die Bundesverfassung soll künf-
tig überdemVölkerrecht stehen.
Wird eine Initiative angenom-
men, die in gewissen Punkten
nichtmitbestehenden internatio-
nalen Verträgen vereinbar ist,
müsste die Schweiz mit den be-

troffenen Ländern neu verhan-
deln. Scheitern die Vertragsan-
passungen, müsste die Schweiz
den Vertrag «nötigenfalls» kün-
digen. Weiter will die SVP, dass
sichGerichteüber einen interna-
tionalen Vertrag hinwegsetzen,
wenn dieser verfassungswidrig
ist.AusgenommenwärenVerträ-
ge, die beim Abschluss dem Re-
ferendum unterstanden sowie
zwingendes Völkerrecht wie das
Verbot von Völkermord, Sklave-
rei und Folter.

Wie war bisher die Praxis mit
Initiativen,dieimWiderspruch
zumVölkerrecht standen?
Die Schweiz gingmit solchen Si-
tuationen pragmatisch um und
suchtedenMittelweg.DasParla-

ment schaute, wie es Anliegen
derStimmbevölkerungumsetzen
kann, ohne vertragsbrüchig zu
werden oder internationale Ver-
träge kündigen zu müssen. Die
SVPhingegenakzeptiert abgese-
henvomzwingendenVölkerrecht
keine Einschränkungen der
Volksrechte.DieaktuelleVorlage
kannals Protest gegendasParla-
ment verstandenwerden.

Welche Konsequenzen hätte
die Initiative für die Schweiz,
wennsieumgesetztwürde?
Dievonder SVPangestrebteVer-
fassungsänderung beträfe nicht
bloss alle künftigen internationa-
len Verträge des Bundes und der
Kantone. Sie schliesst auch alle
bestehenden Verträge ein. Rund

4000 bilaterale Verträge – dar-
unter vielemit Nachbarstaaten –
und rund 100 multilaterale Ver-
träge, bei denendie SchweizVer-
tragspartei ist,müsstenüberprüft
und imFalle einesWiderspruchs
zur Schweizer Verfassung neu
verhandeltwerden.DerBundes-
rat sieht durch die Initiative 600

Wirtschaftsverträgebedroht.Die
SVP hingegen sagt, ihre Vorlage
tangierenurdasPersonenfreizü-
gigkeitsabkommen mit der EU.
BeiAnnahmeder Initiativekönn-
tederBunddieEMRKnichtmehr
einhalten, sagen dieGegner und

verweisenaufdieAusschaffungs-
Initiative. Der Europarat könnte
die Schweiz ausschliessen, was
faktisch einer Kündigung der
EMRK entspräche. Deshalb be-
titelt die Gegenkampagne die
Vorlage als «Anti-Menschen-
rechts-Initiative».

Wie steht der Bundesrat zur
Vorlage?
Der Bundesrat befürchtet bei
einer Annahme der Initiative, in
internationalen Verhandlungen
nicht mehr glaubwürdig zu sein,
dadieSchweiznichtmehranVer-
trägegebundenwäre. Für ihnbe-
droht die Vorlage viel mehr die
SchweizerSelbstbestimmung, als
dass sie diese garantiere. Der
Bundesratweist aufdiedemokra-

tische Mitsprachemöglichkeit
beimAbschluss von völkerrecht-
lichenVerträgenhin. Sokanndie
Stimmbevölkerung über das Re-
ferendum mitentscheiden und
allenfalls Parlamentsentscheide
umstossen.Der vonder SVPent-
worfeneVerfassungstext fordere
zum Vertragsbruch auf. Zudem
würde er den internationalen
Menschenrechtsschutz schwä-
chen, so der Bundesrat. Die Ini-
tiative sei weiter in zentralen
Punkten unklar und wider-
sprüchlich.

InwelchenPunkten istdie Ini-
tiative denn widersprüchlich
undunklar?
Unklarheit besteht bei zwei
Schlüsselbegriffen,welche indie
Verfassunggeschriebenwürden:
Wannbestehtein«Widerspruch»
zwischen der Bundesverfassung
und einem internationalen Ver-
trag und wer definiert diesen?
Auch die Formulierung, die
Schweiz müsse «nötigenfalls»
Verträge kündigen, lässt grossen
Interpretationsspielraum offen.
Es stellt sichdie Frage,wer unter
welchenUmständeneinen inter-
nationalen Vertrag kündigen
könnte. Daher ist offen, wie sich
die Initiative inderPraxis umset-
zen lassen würde. Das ist para-
dox,möchte die SVP damit doch
diewortgetreueUmsetzung ihrer
Initiativen erzwingen.

WerunterstütztnebenderSVP
dieVorlage?
KeineanderegrossePartei stellte
sich hinter die Selbstbestim-
mungs-Initiative. Über 100 Or-
ganisationenbekämpfendieVor-
lage. Das Parlament folgte dem
Bundesrat und empfiehlt ein
Nein. Der Nationalrat beschloss
diesmit 129 zu68, der Ständerat
mit 38 zu 6 Stimmen.

Abstimmung
25. November
Selbstbestimmungs-
Initiative
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